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SPD will Jugendalkoholismus im Landkreis eindämmen  
 
 
 
NORTHEIM. Mit großer Sorge beobachten die Sozialdemokraten im Landkreis Northeim, dass 
es immer wieder zu sog. Flatrate-Parties kommt, bei denen insbesondere Jugendliche 
gegen Zahlung eines bestimmten Eintrittsgeldes unbegrenzt alkoholische Getränke zu sich 
nehmen können. Auch im Landkreis Northeim werden solche Veranstaltungen angeboten, 
die beispielsweise unter dem Motto "Massen im Bierrausch" stehen. 
 
SPD-Jugendexperte Peter Traupe erklärt dazu: „Wir sprechen uns für ein Verbot solcher 
Parties aus und werden unsere politischen Möglichkeiten nutzen, dies bei den zuständigen 
Gesetzgebern zu erreichen.“ Aber auch der Jugendhilfeträger Landkreis Northeim sei mit 
eigenen Maßnahmen gefordert, um dem Jugendalkoholismus entschieden entgegen zu 
treten.  
 
Die SPD-Kreistagsfraktion hat Landrat Michael Wickmann daher gebeten, für den Jugend-
hilfeausschuss einen umfassenden Sachstandsbericht zu der Thematik vorzubereiten. Dabei 
soll nach dem Willen der Kreis-Sozialdemokraten auch erörtert werden, mit welchen 
Aktionen der Kreis, die Städte und Gemeinden sowie die Polizei gemeinsam gegen die 
ausufernden Trinkgelage vorgegangen werden kann. „Die örtliche Polizei sowie die Ord-
nungsbehörden der Kommunen sollten sich dem Problem gemeinsam annehmen, bevor es 
schlimmstenfalls zu gewaltsamen Ausuferungen solcher Veranstaltungen kommt.“ Neben 
der Überprüfung der Einhaltung jugendschutzrechtlicher Anforderungen solle aber ein 
Konzept für die präventive Arbeit durch Schulen, Vereine, Kreisverwaltung, Polizei und 
Städten und Gemeinden im Mittelpunkt der Arbeit stehen.  


